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IM NAMEN DER REPUBLIK 
 

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. Florian NEWALD als Vorsitzenden und die Richterin Mag. 
Karin WINTER als Beisitzerin über die Beschwerde des E.A., kosovarischer Staatsangehöriger, gegen den 
Bescheid des Bundesasylamtes vom 11.1.2008, Zl. 05 04.337-BAL, in nichtöffentlicher Sitzung zu Recht 
erkannt: 
 

Die Beschwerde wird gemäß §§ 7 und 8 des Asylgesetzes 1997, BGBl. I Nr. 76/1997 idF BGBl. I Nr. 101/2003 
(AsylG), mit der Maßgabe abgewiesen, dass die Spruchpunkte II. und III. des genannten Bescheides zu lauten 
haben: 
 

"II. Die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung von E.A. in die Republik Kosovo ist gemäß § 8 
Abs. 1 AsylG zulässig. 
 

III. Gemäß § 8 Abs. 2 AsylG wird E.A. aus dem österreichischen Bundesgebiet in die Republik Kosovo 
ausgewiesen." 

Text 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e : 
 

I. Verfahrensgang: 
 

1. Der Beschwerdeführer, ein kosovarischer Staatsangehöriger albanischer Volksgruppenzugehörigkeit und 
muslimischen Glaubens, reiste seinen Angaben zufolge am 28.3.2005 illegal in das Bundesgebiet ein und 
begehrte am 30.3.2005 unter Vorlage seines am 21.8.2003 in Pristina ausgestellten UNMIK-Personalausweises 
beim Bundesasylamt die Gewährung von Asyl. 
 

2. Am 1.4.2005 beim Bundesasylamt einvernommen, verneinte der Beschwerdeführer zunächst trotz 
entsprechenden Vorhaltes, am 3.9.2004 in Schweden einen Asylantrag gestellt zu haben. Erst auf weiteren 
Vorhalt gab er an, zwei Monate in Schweden gewesen zu sein; er habe dies aus Angst zuvor nicht gesagt. Vor 
vier Monaten habe er Schweden verlassen und sei über Dänemark, Deutschland, Österreich und Italien in den 
Kosovo zurückgekehrt. Zu seinen Fluchtgründen gab er - zusammengefasst - Folgendes an: Er sei "aus 
Sicherheitsgründen" geflohen. Sein Vater sei Offizier bei der serbischen Armee gewesen; Während des Krieges 
habe die UCK den Vater einberufen wollen, dieser sei aber dagegen gewesen. Schließlich sei der Vater von der 
serbischen Armee zwangsweise einberufen worden und habe auf Seite der Serben gegen die Albaner kämpfen 
müssen. Seit dem Jahr 2000 sei der Vater nicht mehr zu Hause, keiner wisse, wo er sei und ob er überhaupt noch 
lebe. Der Beschwerdeführer und seine Familie seien aus der Wohnung im serbischen Stadtteil von Mitrovica 
verjagt worden; die Wohnung sei jetzt von Serben besetzt. Auch habe es Probleme mit den Albanern gegeben. 
Der Beschwerdeführer werde als Sohn eines Verräters bezeichnet; er sei seit dem Jahr 2000 laufend bedroht und 
mehrmals geschlagen worden. Als er im Jahr 2000 mit seinem Neffen im Auto unterwegs gewesen sei, hätten 
Unbekannte auf den PKW geschossen, wobei der Neffe verwundet worden sei. Der Beschwerdeführer könne 
sich dort nicht mehr aufhalten und fühle sich nicht sicher. Weiters legte er zwei Dokumente vor, bei denen es 
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sich um eine Bestätigung des Gemeindetages von Mitrovica vom 11.1.2003, wonach die im nördlichen Teil der 
Stadt gelegene Wohnung des Beschwerdeführers usurpiert worden sei, bzw. um eine mit 6.12.2004 datierte 
Erklärung der Mutter sowie des Onkels des Beschwerdeführers handle, wonach sich dieser bedroht fühle, da der 
Vater des Beschwerdeführers bei der serbischen Armee gewesen sei und es abgelehnt habe, der UCK 
beizutreten; der Vater sei deswegen einige Male "angeblich als Spion gegen sein Land (Kosovo) gesucht 
worden". 
 

3. Beim Bundesasylamt am 4.4.2005 einvernommen, gab der Beschwerdeführer auf Vorhalt, dass nach Ansicht 
des Bundesasylamtes Schweden zur Führung des Asylverfahrens zuständig sei, an, er wolle nicht nach 
Schweden; überdies wolle ihn Schweden sowieso nicht zurücknehmen. 
 

4. Mit Bescheid vom 25.4.2005, Zl. 05 04.337-EAST Ost, wies das Bundesasylamt den Asylantrag des 
Beschwerdeführers gemäß § 5 Abs. 1 AsylG als unzulässig zurück, stellte fest, dass Schweden zur Führung des 
Verfahrens zuständig sei und wies den Beschwerdeführer aus dem österreichischen Bundesgebiet nach 
Schweden aus. Begründend wurde im Wesentlichen ausgeführt, dass die ursprünglichen Angaben des 
Beschwerdeführers zu seinem Fluchtweg unglaubwürdig seien, da aufgrund des EURODAC-Treffers eindeutig 
feststehe, dass der Beschwerdeführer einen Asylantrag in Schweden eingebracht habe. 
 

5. Dagegen erhob der Beschwerdeführer rechtzeitig Berufung, wobei unter anderem ausgeführt wurde, dass er 
sich nach der Asylantragstellung in Schweden länger als drei Monate wieder im Kosovo aufgehalten habe. 
Vorgelegt wurde dazu eine vom Gemeindegericht in S. am 10.5.2005 ausgestellte Bescheinigung, worin die 
Mutter und der Onkel des Beschwerdeführers erklärten, dass dieser gegen Ende Februar 2005 im Kosovo 
gewesen sei. 
 

6. Mit Bescheid vom 30.6.2005, Zl. 260.565/2-I/02/06, wies der unabhängige Bundesasylsenat diese Berufung 
im Wesentlichen mit der Begründung ab, auch aus dem vorgelegten Bescheinigungsmittel ergebe sich nicht, dass 
sich der Beschwerdeführer länger als drei Monate im Kosovo aufgehalten habe. 
 

7. Dieser Bescheid wurde beim Verwaltungsgerichtshof in Beschwerde gezogen, wobei ergänzend eine 
Erklärung zweier Onkel des Beschwerdeführers vorgelegt wurde, wonach dieser in der Zeit von 1.12.2004 bis 
25.3.2005 bei ihnen in H., Gemeinde Mitrovica, gewohnt habe. Der Beschwerdeführer habe in dieser Zeit nicht 
gewagt, in seinem Haus in K., Gemeinde S., zu leben. 
 

8. Mit Erkenntnis vom 23.1.2007, Zl. 2006/01/0454-12, hob der Verwaltungsgerichtshof den zuletzt genannten 
Bescheid wegen Rechtswidrigkeit infolge Verletzung von Verfahrensvorschriften auf. Dabei hielt er im 
Wesentlichen fest, dass die Begründung, warum sich der Beschwerdeführer nicht länger als drei Monate im 
Kosovo aufgehalten habe, aus näher dargestellten Gründen nicht ausreichend sei. 
 

9. Mit Schreiben vom 20.4.2007 teilte der Beschwerdeführer im fortgesetzten Verfahren mit, dass er in 
Österreich mit einer türkischen Staatsangehörigen eine Lebensgemeinschaft führe und Österreich daher von 
seinem Selbsteintrittsrecht Gebrauch zu machen habe. 
 

10. Mit Bescheid vom 26.6.2007, Zl. 260.565/0/16E-I/02/05, gab der unabhängige Bundesasylsenat der unter 
Punkt 5. dargestellten Berufung statt und sprach aus, dass der Asylantrag des Beschwerdeführers zugelassen, der 
bekämpfte Bescheid behoben und der Antrag zur Durchführung eines materiellen Asylverfahrens an das 
Bundesasylamt zurückverwiesen werde. Begründend wurde ausgeführt, dass sich der Beschwerdeführer - wie 
sich aus der im verwaltungsgerichtlichen Verfahren nachgereichten Erklärung ergebe - doch länger als drei 
Monate wieder im Kosovo aufgehalten habe; auf die Frage, ob der Beschwerdeführer mit der von ihm als 
Lebensgefährtin bezeichneten Frau ein Familienleben führe, sei bei diesem Ergebnis nicht näher einzugehen. 
 

11. Am 2.8.2006 wurde im Polizeianhaltezentrum Linz der Gesundheitszustand des Beschwerdeführers von Dr. 
A.A., Facharzt für Psychiatrie und Neurologie, begutachtet. In dessen Schreiben an die Bundespolizeidirektion 
Linz vom gleichen Tag wird zunächst festgehalten, der Beschwerdeführer habe angegeben, dass er und seine 
Familie wegen des Vaters brieflich mit Mord bedroht worden seien. Er habe sehr viele Gräueltaten und Tote 
während des Krieges erlebt und sei gegen Ende des Krieges nach Mazedonien geflüchtet, wo er bei einer 
albanischen Familie gelebt habe. Warum er Mazedonien verlassen habe, sei aus Sicht des Facharztes unklar. Als 
Diagnose werden "Depression mit Angst und phobischen Zügen" sowie "posttraumatische Belastungsstörung" 
angegeben, als Therapie wird eine medikamentöse Behandlung genannt. Eine Abschiebung des 
Beschwerdeführers sei derzeit nicht möglich. 
 

12. In der Einvernahme beim Bundesasylamt am 26.9.2007 gab der Beschwerdeführer im Wesentlichen 
Folgendes an: Er habe Kopfschmerzen und nehme deswegen Kopfschmerztabletten; zwei bis drei Mal sei er 
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beim Arzt gewesen. Dr. A.A. habe gemeint, der Beschwerdeführer müsse zum Arzt gehen und sich dort einer 
Therapie unterziehen, was er aber nicht gemacht habe. Zur Beischaffung des schwedischen Asylaktes erteilte der 
Beschwerdeführer seine Zustimmung. Sein Vater sei Offizier in der serbischen Armee gewesen, habe aber 1996 
"gekündigt". Von der UCK habe er später die Aufforderung bekommen, für ihre Seite Krieg zu führen. Die 
Familie habe bis März 1998 in Nord-Mitrovica gelebt, dann hätte ihnen die Armee gesagt, dass sie weg müssten, 
weshalb sie nach K. gegangen seinen. Dort hätte die UCK die volljährigen Männer rekrutiert, bis die Serben das 
Dorf eingenommen hätten. Die Serben hätten die volljährigen Männer mitgenommen, auch seinen Vater, der 
nach S. ins Gefängnis gebracht worden sei. Dem Beschwerdeführer und seiner Familie sei zur Flucht geraten 
worden, die ganze Bevölkerung sei in Richtung Albanien geflohen. In B. seien sie drei Stunden lang von den 
Serben festgehalten und dabei auch geschlagen worden, auch in L. seien sie malträtiert worden. Schließlich 
hätten sie Albanien erreicht, wo sie bis Kriegsende geblieben seien. Dann seien sie nach K. zurückgekehrt und 
anschließend nach H. zu einem Onkel gegangen. Bis zum Jahr 2002 habe er sich bei Verwandten verstecken 
müssen. Während die anderen geblieben seien, sei er zu einem Cousin nach J. gegangen. Bis zu seiner Ausreise 
nach Schweden am 3.9.2004 sei er immer an einem der beiden Orte gewesen. Er habe fliehen müssen, weil ihn 
unbekannte Leute gesucht hätten. Die Leute hätten gedacht, dass sein Vater für die Serben gekämpft habe und 
noch in Mitrovica wohne. In Wahrheit habe er seinen Vater zuletzt bei dessen Festnahme 1998 gesehen. Der 
Beschwerdeführer sei gesucht worden, da er der älteste Sohn seines Vaters sei. Sein Onkel habe ihm erzählt, 
dass die Leute am 24.3.2005 zu ihm gekommen seien und nach dem Beschwerdeführer und seinem Vater 
verlangt hätten. Bereits bei der Rückkehr hätten die Dorfbewohner von K. ihn erkannt, geschlagen und mit dem 
Umbringen bedroht. Im Jahr 2000 habe sich der Vorfall abgespielt, bei dem er und sein Cousin bzw. Neffe 
beschossen worden seien. Der Cousin bzw. Neffe, der selbst bei der UCK gewesen sei, sei dabei verletzt worden. 
Nachdem der Beschwerdeführer am 24.3.2005 gesucht worden wäre, habe sein Onkel die Flucht für ihn 
organisiert. Die Sicherheitsbehörden habe er wegen seiner Probleme nicht verständigt, da er nicht gewusst habe, 
wen er anzeigen solle. Man müsse der Polizei genau sagen, was gewesen sei, sonst würden sie nichts machen. 
Auf konkrete Frage gab der Beschwerdeführer weiters an, bis zu seiner Flucht nach Schweden im Kosovo in J., 
H., K. und Mitrovica gewohnt zu haben. Im November oder Dezember 2004 sei er in den Kosovo zurückgekehrt 
und habe bis zum 27.3.2005 bei seinem Onkel in H. gewohnt. Er habe Angst vor den Albanern; in Nord-
Mitrovica könne er wegen der Serben nicht leben. Auch wies er abermals darauf hin, dass er in Österreich mit 
einer türkischen Staatsbürgerin in einer Lebensgemeinschaft lebe; diese gehöre der kurdischen Volksgruppe an 
und sei wie er Asylwerber. Außerdem habe er in Österreich zwei Onkel, die er zwar selten sehe, mit denen er 
aber öfters telefoniere. 
 

13. Mit Schreiben vom 26.9.2007 übermittelte das Bundesasylamt dem Beschwerdeführer vorläufige 
Sachverhaltsannahmen zur Stellungnahme, in denen unter anderem auf die Sicherheitslage und die Situation von 
Rückkehrern eingegangen wird. 
 

14. In seiner am 19.10.2007 beim Bundesasylamt eingelangten Äußerung führt der Beschwerdeführer im 
Wesentlichen Folgendes aus: Er habe über den Aufenthaltsort seines Vaters keine Kenntnis. Falls dieser 
überhaupt noch am Leben sei, werde er in Nord-Mitrovica vermutet. Die Menschen im Dorf K. beschuldigten 
den Vater des Verrats und damit indirekt der Ermordung zahlreicher Angehöriger durch die Serben. Da der Vater 
nicht greifbar sei, konzentrierten sich die Racheakte auf den Beschwerdeführer als dessen ältesten Sohn. Im 
Kosovo habe sich der Beschwerdeführer ständig im Haus aufgehalten und dieses jeweils nur kurz verlassen, um 
seinen Aufenthaltsort zu wechseln. Aus den übermittelten Sachverhaltsannahmen gehe nicht hervor, wie das 
"Unter-Schutz-Stellen" durch die Sicherheitsbehörden gegen die Bewohner des Dorfes konkret ausschauen 
würde. Schon aus praktischen Gründen sei nicht vorstellbar, dass Personen zu seinem Schutz abgestellt würden, 
weshalb er sich zur Vermeidung von Übergriffen weiterhin nur in den Häusern der Verwandten verstecken 
könnte, was ein menschenunwürdiges Dasein bedeute. Selbst wenn UNMIK/KFOR/KPS Maßnahmen zur 
Ausforschung, Anklage und Bestrafung der Täter durchführe, könnten diese erst nachträglich und somit zu spät 
erfolgen. Überdies sei im UNHCR-Positionspapier aus 2006 festgehalten, dass die Durchsetzung der 
Strafverfolgung von vielen Beobachtern als unzureichend bewertet werde, wenn es um strafrechtliche 
Handlungen mit ethnischem Hintergrund gehe. Die diesbezüglich zeitlich gleich alten Sachverhaltsannahmen 
stünden dazu im Widerspruch. Eine innerstaatliche Fluchtalternative sei nur in mehrheitlich von Albanern 
bewohnten Gebieten möglich, dem würden jedoch schwerwiegende existenzielle Gründe entgegenstehen. So 
habe er die Schule nicht beendet und auch keinen Beruf erlernt. Die Bewirtschaftung der Landwirtschaft in K. 
sei nicht mehr möglich, da das Dorf von den Serben zerstört und die Liegenschaft von anderen Menschen in 
Besitz genommen worden sei. Sollte der Beschwerdeführer aber versuchen, die Wohnung in Nord-Mitrovica von 
den neuen serbischen Besitzern zurückzuverlangen, würde ein weiterer Gefährdungstatbestand hinzutreten. Ein 
effektives Verfahren zur Rückgabe und Entschädigung von Eigentum gebe es nicht. Ferner habe der 
Beschwerdeführer auch aufgrund der schlechten wirtschaftlichen Lage keine Perspektiven im Kosovo. An den 
Orten, an denen seine Verwandten lebten, würden auch seine Verfolger leben bzw. bestehe die große Gefahr, 
diesen zu begegnen. Unwahrscheinlich sei, dass andere Albaner ihn, den Sohn eines angeblichen Verräters, 
einstellen würden. Die finanzielle Situation seines Onkels sei ebenfalls schlecht, er sei von Unterstützungen aus 
dem Ausland abhängig. Die Sozialhilfe würde zum Überleben nicht ausreichen. Davon abgesehen seien neue 
ethnische Spannungen im Zuge der Unabhängigkeitsbestrebungen zu erwarten und würde der Beschwerdeführer 
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durch eine Ausweisung in seinem Recht auf Privat- und Familienleben verletzt. Eine gemeinsame Zukunft mit 
seiner Lebensgefährtin sei weder in der Türkei noch im Kosovo möglich. 
 

15. Am 25.10.2007 langte der schwedische Asylakt in Kopie beim Bundesasylamt ein. Aus diesem ergibt sich, 
dass der Beschwerdeführer bei einer Einvernahme am 9.9.2004 im Wesentlichen Folgendes angegeben habe: 
Sein letzter Aufenthalt im Kosovo sei in I. im Süden Mitrovicas gewesen. Seit dem Jahr 1999 habe er in Skopje 
gewohnt. Zur Schule sei er in G., ebenfalls im Süden von Mitrovice, gegangen. Zu seinen Fluchtgründen habe 
der Beschwerdeführer angegeben, im Jahr 1999 von UCK-Kämpfern misshandelt worden zu sein, da sein Vater 
an Kämpfen gegen die Albaner teilgenommen habe. Im Mai 1999 sei der Beschwerdeführer nach Mazedonien 
geflüchtet, auf dem Weg dorthin sei er von Serben misshandelt worden. Im Flüchtlingslager habe er einen Mann 
kennengelernt, der ihn habe adoptieren wollen und bei dessen Familie er in Folge gewohnt habe. Mit 
Volljährigkeit sei der Beschwerdeführer zum Auszug aufgefordert worden, da der Mann nicht mehr für seinen 
Unterhalt habe aufkommen können. Nach zwei Jahren habe der Mann für ihn die Reise nach Schweden 
organisiert. Der Beschwerdeführer habe seine Probleme im Kosovo nicht den Behörden in Mitrovica gemeldet. 
Er traue sich nicht zurückzukehren, da er Gefahr laufe, von der UCK getötet zu werden. Wie sich dem Akt 
entnehmen lässt, wurde der Asylantrag des Beschwerdeführers mit Bescheid der schwedischen Asylbehörde vom 
8.10.2004, Zl. 10-143679, in erster Instanz abgewiesen. Begründend wurde dazu im Wesentlichen ausgeführt, 
dass die nationalen und internationalen Sicherheitskräfte im Kosovo in der Lage seien, Schutz gegen Übergriffe 
von Gruppierungen und Privatpersonen zu gewähren. Das dagegen erhobene Rechtsmittel wurde durch vom 
(schwedischen) Ausländersenat mit Bescheid vom 8.12.2004, Zl. UN 04/19937, abgewiesen. 
 

16. Am 17.12.2007 langte beim Bundesasylamt das bei Dr. B.L., Facharzt für Psychiatrie und Neurologie, zum 
Gesundheitszustand des Beschwerdeführers eingeholte psychiatrische Gutachten vom 12.12.2007 ein. Daraus 
geht im Wesentlichen hervor, der Beschwerdeführer habe angegeben, dass seine Familie von den Serben verjagt 
und von den Albanern wegen des Überlaufens des Vaters zu den Serben bedroht worden sei. Während des 
Krieges habe er viele Gräueltaten mitansehen müssen und viele Leichen gesehen. Gegen Kriegsende sei er nach 
Mazedonien geflohen. Der Beschwerdeführer nehme weiters keine Medikamente und sehe keinen Bedarf an 
psychiatrischer oder psychotherapeutischer Behandlung. Er fühle sich auch arbeitsfähig. Die Symptome hätten 
vor dem Verlassen Serbiens begonnen, ab Ende 2006 habe ein Rückgang der Beschwerden eingesetzt. Die 
Diagnose von Dr. A.A. sei nicht nachvollziehbar, da die im Attest beschriebene Symptomatik weder 
anamnestisch noch aktuell reproduzierbar sei bzw. sich die für eine posttraumatische Belastungsstörung 
spezifischen Symptome wie Intrusionen, Hyperarousal und Vermeidungsverhalten weder anamnestisch noch 
aktuell finden würden. Gegen die von Dr. A.A. geäußerte Diagnose spreche schließlich auch eine Besserung 
ohne jegliche Therapie. Der Beschwerdeführer leide vielmehr an einer Anpassungsstörung mit leichtgradiger 
depressiver Symptomatik. Eine medikamentöse Therapie sei diesfalls zumeist ausreichend, wobei der 
Beschwerdeführer selbst aufgrund der geringen Ausprägung der Symptome keinen Behandlungsbedarf sehe. Aus 
medizinischer Sicht bestehe aktuell kein Problem in den Herkunftsstaat zurückzukehren, 79 Prozent der 
Patienten seien nach etwa fünf Jahren symptomfrei und psychosozial gut integriert. Eine Besserung stelle sich 
oft rasch ein. Aufgrund der geringen Ausprägung der Symptomatik und der wieder vorhandenen psychischen 
Belastbarkeit sei eine Abschiebung möglich. 
 

17. In der am 4.1.2008 beim Bundesasylamt eingelangten Stellungnahme des Beschwerdeführers zum zuvor 
dargestellten Gutachten wird im Wesentlichen Folgendes ausgeführt: Dem Deutschen Ärzteblatt vom April 2007 
zufolge seien Anpassungsstörungen wenig erforscht; so sei beispielsweise die Stabilität der Diagnose über die 
Zeit unklar und gebe es auch wenige Erkenntnisse über die Chronifizierung der Störung. In manchen Fällen 
persestiere die Störung oder es würden Rückfälle auftreten. Auch sei ungeklärt, inwieweit eine 
Anpassungsstörung mit depressiver Symptomatik einen Risikofaktor für die Entwicklung einer "Major 
Depression" darstelle. Patienten mit Anpassungsstörungen seien oft selbstmordgefährdeter als Menschen mit 
anderen psychiatrischen Diagnosen, sodass insbesondere der Klärung des Suizidrisikos besondere Beachtung zu 
schenken sei. Zu einem Rückgang der Beschwerden sei es im Fall des Beschwerdeführers erst unter der 
situativen Entlastung in Österreich ab Ende 2006 gekommen. Der Auslöser für die psychische Störung liege in 
den Ereignissen und in der "Angstsituation" im Kosovo. Die Rückkehr würde den Beschwerdeführer daher 
neuerlich einer schwer belastenden Angst- und Stresssituation aussetzen. Aufgrund seiner psychischen Labilität 
sei mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit von einem Rückfall bis hin zur Suizidalität auszugehen, wobei als 
besonderer Belastungsfaktor hinzutrete, dass er durch die Abschiebung seine Lebensgefährtin und wichtigste 
Bezugsperson verlieren würde. Im Gutachten werde ausgeführt, dass aktuell aus medizinischer Sicht kein 
Rückkehrproblem vorliege; durch eine Abschiebung käme es jedoch aus den genannten Gründen zu einer 
Destabilisation und damit zu einer wesentlichen Verschlechterung des Gesundheitszustandes. Beantragt werde 
aufgrund der Widersprüchlichkeit zum ersten Gutachten die Einholung der Meinung eines dritten Facharzte 
sowie die gleichzeitige Abklärung, ob und inwieweit durch die Abschiebung mit einer Verschlechterung des 
Gesundheitszustandes zu rechnen sei. 
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18. Mit dem angefochtenen Bescheid wies das Bundesasylamt den Asylantrag des Beschwerdeführers gemäß § 7 
AsylG ab (Spruchpunkt I.), erklärte die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des 
Beschwerdeführers gemäß § 8 Abs. 1 AsylG "nach Serbien Provinz Kosovo" für zulässig (Spruchpunkt II.) und 
wies ihn gemäß § 8 Abs. 2 AsylG aus dem Bundesgebiet "nach Serbien Provinz Kosovo" aus (Spruchpunkt III.). 
Nach Wiedergabe des Verfahrensganges traf das Bundesasylamt umfangreiche Feststellungen zur Lage im 
Kosovo, ua. zur Frage der staatlichen Schutzfähigkeit bzw. -willigkeit. So wurde zu letzterem etwa festgestellt, 
dass seitens UNMIK/KPS/KFOR ausreichender effektiver Schutz gegen kriminelle Aktivitäten bestehe, sofern 
eine diesbezügliche Anzeige eingebracht werde. UNMIK/KPS/KFOR seien auch willens und in der Lage 
denjenigen Schutz zu bieten, die Furcht vor Verfolgung durch Splittergruppen radikaler Bewegungen 
gegenwärtigten. Weiters hielt das Bundesasylamt fest, dass die Grundversorgung mit Lebensmitteln gesichert sei 
und den Bürgern - wenn auch auf niedrigem Niveau - Sozialhilfe gewährt werde. Eine medizinische 
Primärversorgung sei auch für Minderheiten gesichert, in lokalen Gesundheitshäusern könne man eine sehr 
einfache gesundheitliche Grundersorgung zu einem eher symbolischen Betrag erhalten. Medikamente müssten 
selbst bezahlt werden, wobei jedoch alle gängigen grundsätzlich verfügbar seien. Zur Behandlung von 
psychischen Erkrankungen und posttraumatischen Belastungsstörungen stünden im Kosovo sieben Zentren für 
geistige Gesundheit und in fünf Krankenhäusern Abteilungen für stationäre Psychiatrie inklusive 
angeschlossener Ambulanzen zur Verfügung. Das Vorbringen des Beschwerdeführers erachtete das 
Bundesasylamt für gänzlich unglaubwürdig. Dazu führte es - zusammengefasst - aus, dass der geschilderte 
Vorfall im Jahr 2000 aus näher dargestellten Gründen nicht wie geschildert vorgefallen sein könne. Dass der 
Beschwerdeführer im Jahr 1998 von Nachbarn geschlagen worden sei, könne weder belegt noch abgestritten 
werden. Der Zeitpunkt sei allerdings lange vorbei und mit der Nähe zum damaligen Kriegszustand begreifbar. 
Weiters habe der Beschwerdeführer diesen Vorfall bei seinem Asylverfahren in Schweden nicht angegeben und 
dort eine zum Teil andere Geschichte erzählt. Dass er nach seiner Rückkehr aus Schweden im Kosovo gesucht 
worden sei, sei nicht glaubhaft. Der Beschwerdeführer hätte sich aber an die Sicherheitsbehörden wenden 
können. Im Übrigen sei das von ihm präsentierte Fluchtvorbringen wenig detailreich, oberflächlich und auch 
unter Berücksichtigung der aktuellen Länderfeststellungen nicht glaubhaft. Zum Gesundheitszustand des 
Beschwerdeführers wurde ausgeführt, dass das Schreiben von Dr. A.A. die Anforderungen an ein 
Sachverständigengutachten nicht erfülle und daher lediglich als Arztbestätigung zu werten sei. Dem eingeholten 
Gutachten zufolge leide der Beschwerdeführer an einer Anpassungsstörung mit leichtgradiger depressiver 
Symptomatik, eine Abschiebung sei möglich. In seiner rechtlichen Beurteilung wies das Bundesasylamt zur 
Abweisung des Asylantrages vor allem auf die Qualifizierung des Vorbringens als unglaubwürdig hin. 
Hinsichtlich Spruchpunkt II. wurde überdies ausgeführt, dass es sich beim Beschwerdeführer um einen 
erwachsenen, arbeitsfähigen Mann handle, der im Kosovo über Familienangehörige verfüge. Notfalls könnte die 
Hilfe humanitärer Organisationen in Anspruch genommen werden. Zur Ausweisungsentscheidung wurde im 
Wesentlichen festgehalten, dass die Lebensgefährtin des Beschwerdeführers bei der Einvernahme in ihrem 
Asylverfahren keinen Lebenspartner angegeben habe. Ein schützenswertes Familienleben liege nicht vor, auch 
sei die Lebensgefährtin ebenso von einer aufenthaltsbeendigenden Maßnahme betroffen. Mit den zwei von ihm 
genannten Onkeln lebe der Beschwerdeführer weder in einer Wohngemeinschaft noch bestehe ein besonderes 
Abhängigkeitsverhältnis. Weiters sei der Beschwerdeführer nicht berufstätig und auch nicht in Vereinen tätig. Er 
verfüge im Herkunftsstaat über ungefähr 15 Familienangehörige. Vor diesem Hintergrund sei nicht anzunehmen, 
dass die Ausweisung auf unzulässige Weise in das Recht des Beschwerdeführers auf Privat- und Familienleben 
eingreife. 
 

19. Gegen diesen Bescheid richtet sich die vorliegende, fristgerechte, nun als Beschwerde (vgl. dazu weiter 
unten) zu behandelnde (und daher in der Folge so bezeichnete) Berufung. Darin wird zunächst ausgeführt, 
weshalb das Vorbringen des Beschwerdeführers zum Vorfall im Jahr 2000 nicht unschlüssig sei. Weiters wird - 
neben einer kurzen Wiederholung des Fluchtvorbringens - ausgeführt, dass die Sicherheitsbehörden des Kosovos 
keineswegs effektiven Schutz bieten könnten. Den Länderberichten sei nicht zu entnehmen, wie eine "Unter-
Schutz-Stellung" im Konkreten aussehe. Schon aus praktischen Gründen sei nicht vorstellbar, dass Personen 
zum Schutz des Beschwerdeführers abgestellt würden, weshalb er sich zur Vermeidung von Übergriffen 
weiterhin nur in den Häusern der Verwandten verstecken könnte, was ein menschenunwürdiges Dasein bedeute. 
Der vom deutschen Verteidigungsministerium in Auftrag gegebenen Studie des Instituts für europäische Politik 
zu dem Thema "Operationalisierung von Security Sector Reform (SSR) auf dem westlichen Balkan - 
intelligente/kreative Ansätze für eine langfristig positive Gestaltung dieser Region" vom 9.1.2007 sei zu 
entnehmen, dass individuelle Schutzmaßnahmen wie etwa Zeugenschutzprogramme für von Kriminellen 
Organisationen bedrohte Personen im Kosovo völlig unzureichend seien. Daraus folge, dass - wenn sogar 
Schutzmaßnahmen für Personen, an denen die internationalen Organisationen ein besonderes Interesse hätten, 
unzureichend seien - dies umso mehr für den Beschwerdeführer gelte, an dem kein Interesse staatlicher 
Organisationen bestehe. Auch sie nicht berücksichtigt worden, dass selbst dann, wenn die Behörden die 
gesetzlich vorgeschriebenen Maßnahmen zur Ausforschung, Anklage und Bestrafung der Täter umsetzen bzw. 
durchführen würden, diese Maßnahmen erst erfolgen könnten, nachdem ein Eingriff in die Persönlichkeitsrechte 
stattgefunden habe. Wie sich aus der zitierten Studie, aber auch aus dem UNHCR-Positionspapier von Juni 2006 
ergebe, werde aber auch die Durchsetzung der Strafverfolgung von vielen Beobachtern als unzureichend 
gewertet, wenn es um strafrechtliche Handlungen mit ethnischem Hintergrund gehe. Die exekutiven und 
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justiziellen Organisationen im Kosovo entsprächen keineswegs den Erfordernissen eines Rechtsstaates. Die 
Furcht des Beschwerdeführers, dass die Behörden keinen effektiven Schutz bieten würden, sei daher begründet. 
Auch habe sich die Situation seit den Märzunruhen im Jahr 2004 keineswegs stabilisiert. Vielmehr hätte 
berücksichtigt werden müssen, dass aufgrund der Unabhängigkeitsbestrebungen des Kosovos mit einer 
Zuspitzung der ethnischen Spannungen zu rechnen sei. Eine innerstaatliche Fluchtalternative sei nur in 
mehrheitlich von Albanern bewohnten Gebieten möglich - wobei jedoch im gesamten Kosovo die Gefahr 
bestehe, entdeckt zu werden -, dem würden jedoch schwerwiegende existenzielle Gründe entgegenstehen. So 
habe der Beschwerdeführer die Schule nicht beendet und auch keinen Beruf erlernt. Die Bewirtschaftung der 
Landwirtschaft in K. sei nicht mehr möglich, da das Dorf von den Serben zerstört und die Liegenschaft von 
anderen Menschen in Besitz genommen worden sei. Sollte er aber versuchen, die Wohnung in Nord-Mitrovica 
von den neuen serbischen Besitzern zurückzuverlangen, würde ein weiterer Gefährdungstatbestand hinzutreten. 
Er müsse sich daher nach H. oder J. zurückkehren, wo seine Verwandten leben würden. Auch dort bestehe aber 
die Gefahr, den Verfolgern zu begegnen, er müsste sich auf unbestimmte Zeit verstecken und wäre zur Gänze 
vom "Goodwill" der Verwandten abhängig, die selbst in einer schlechten wirtschaftlichen Lagen seien. Die 
allgemeine Wirtschaftslage im Kosovo sei schlecht; zudem sei es unwahrscheinlich, dass andere Albaner ihn, 
den Sohn eines angeblichen Verräters, einstellen würden. Des Weiteren seien die Feststellungen zur Sozialhilfe 
widersprüchlich. Zum Gesundheitszustand des Beschwerdeführers wird ausgeführt, dass die Zeit, die Dr. A.A. 
für seine Diagnose aufgewandt habe, die von Dr. B.L. eingesetzte um ein Vielfaches überstiegen habe. Da es 
sich bei beiden um anerkannte Fachärzte handle, hätte die Fachmeinung eines dritten Arztes herangezogen 
werden müsse. Dem Gutachten von Dr. B.L. sei als Mangel insbesondere vorzuhalten, dass die für die 
Befundung aufgewandte Zeit von 30 Minuten wissenschaftlich nicht ausreichend sei, um eine Traumatisierung 
festzustellen. Ein weiterer Gutachter wäre folglich zu dem Ergebnis gekommen, dass der Beschwerdeführer an 
Depressionen sowie an einer posttraumatischen Belastungsstörung leide und sich durch die Rückkehr in den 
Kosovo der Gesundheitszustand maßgeblich verschlechtern würde. Abschließend wird vorgebracht, dass die 
Ausweisung den Beschwerdeführer unzulässigerweise in seinem Recht auf Familienleben verletzen würde. Die 
Ausführungen im angefochtenen Bescheid würden den Ausgang des Asylverfahrens der Lebensgefährtin 
unzulässigerweise vorwegnehmen. Eine gemeinsame Zukunft sei weder in der Türkei noch im Kosovo möglich, 
vor allem da die Lebensgefährtin im Kosovo von der Mehrheitsbevölkerung nicht akzeptiert würde, weshalb mit 
Übergriffen deswegen zu rechnen sei. Voraussetzung wäre schließlich auch, dass ihr im Herkunftsstaat des 
Beschwerdeführers eine Aufenthaltsbewilligung erteilt werde. 
 

20. Auf telefonische Anfrage des Asylgerichtshofes am 4.3.2009 teilte die AMS-Landesgeschäftsstelle 
Oberösterreich mit, dass der Beschwerdeführer seit 00.00.2008 über eine bis zum 00.00.2009 befristete 
Beschäftigungsbewilligung verfüge. 
 

II. Der Asylgerichtshof hat erwogen: 
 

1. Festgestellt wird: 
 

Der Asylgerichtshof schließt sich Feststellungen an, die das Bundesasylamt zur Lage im Herkunftsstaat des 
Beschwerdeführers Sachverhalt getroffen hat. Denn das Bundesasylamt hat ein mängelfreies, ordnungsgemäßes 
Ermittlungsverfahren durchgeführt und in der Begründung des angefochtenen Bescheides die Ergebnisse dieses 
Verfahrens und die bei der Beweiswürdigung maßgebenden Erwägungen klar und übersichtlich 
zusammengefasst. Weiters ist auch die Beweiswürdigung im Ergebnis nicht zu beanstanden. Ein Vorbringen, das 
geeignet wäre, die Richtigkeit der genannten Feststellungen in Zweifel zu ziehen, wird in der Beschwerde nicht 
erstattet (soweit dies die Frage der staatlichen Schutzfähigkeit bzw. -willigkeit sowie das Vorliegen einer 
innerstaatlichen Relokationsmöglichkeit betrifft, vgl. unten Pkt. II.2.3.1.). Zwar enthält die Beschwerde 
Ausführungen, warum der Argumentation des Bundesasylamtes bezüglich dem vom Beschwerdeführer 
geschilderten Schussattentat auf ihn und seinen Cousin bzw. Neffen nicht zu folgen sei; den übrigen - aus Sicht 
des Asylgerichtshofes jedenfalls überzeugenden - Argumenten wird hingegen nicht entgegengetreten. So wies 
das Bundesasylamt zu Recht darauf hin, dass der Beschwerdeführer in seinem Asylverfahren in Schweden in 
wesentlichen Punkten andere Angaben tätigte als in seinem nunmehrigen Verfahren in Österreich. Während der 
Beschwerdeführer dem Einvernahmeprotokoll der schwedischen Asylbehörde zufolge (ebenso wie bei den in 
Österreich vorgenommen ärztlichen Begutachtungen) Vorbringen dahingehend erstattete, im Jahr 1999 nach 
Mazedonien geflohen zu sein, wo er in Folge bis zu seiner Ausreise nach Schweden im Jahr 2004 gelebt habe, 
gab er in seiner Einvernahme beim Bundesasylamt am 26.9.2007 im Widerspruch dazu an, im Jahr 1998 mit 
seiner Mutter nach Albanien geflohen und nach dem Krieg wieder in den Kosovo (wo er in Folge geschlagen 
und bedroht worden sei und es zu einem Schussattentat auf ihn sowie seinen Cousin bzw. Neffen gekommen sei) 
zurückgekehrt zu sein. Weiters hatte er in Schweden "I., südliche Mitrovica" als letzten ständigen Aufenthalt im 
Kosovo angeben sowie, dass er acht Jahre lang in "im südlichen Mitrovica" zur Schule gegangen sei, während er 
beim Bundesasylamt angab, bis zum Jahr 1998 in K. bzw. im Norden von Mitrovice gewohnt zu haben sowie 
(nach seiner Rückkehr aus Albanien bis zu seiner Ausreise nach Schweden) auch in J. und H.; die Schule habe er 
- abgesehen von wenigen Wochen, in denen er in Mitrovica zur Schule gegangen sei - immer in K. besucht 
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(siehe Verwaltungsakt, S 23 bzw. 341). In einem Spannungsverhältnis stehen ferner die Aussagen des 
Beschwerdeführers in Schweden, wonach er im Jahr 1999 von UCK-Mitgliedern misshandelt worden sei und 
sich aus Angst, von der UCK umgebracht zu werden, nicht zurückwage, zum Vorbringen beim Bundesasylamt, 
von den Bewohnern des Dorfes K. gefährdet zu sein. Ebenso steht das Vorbringen in der Berufung gegen den 
erstinstanzlichen schwedischen Asylbescheid, dass der Vater des Beschwerdeführers den Kosovo verlassen habe 
(und dass dieser versuchen werde, seinen Vater ausfindig zu machen, um von diesem Informationen und 
Dokumentationen zu erhalten, welche dessen Kriegsbeteiligung untermauern) in einem Spannungsverhältnis zur 
Aussage des Beschwerdeführers beim Bundesasylamt (und zuletzt auch in der gegenständlichen Beschwerde), 
wonach der Vater - zu dem er seit dem Jahr 1998 keinen Kontakt mehr habe (AS 337) bzw. der seit 2000 nicht 
mehr zu Hause gewesen sei (AS 35) - in Nord-Mitrovica vermutet werde, sofern er überhaupt noch am Leben 
sei. Darüber hinaus ist auch noch auf die folgenden Widersprüche respektive Ungereimtheiten im Vorbringen 
des Beschwerdeführers hinzuweisen: In der Einvernahme beim Bundesasylamt am 1.4.2005 gab der 
Beschwerdeführer zu seinen Fluchtgründen befragt an, sein Vater sei von der serbischen Armee zwangsweise 
einberufen worden und habe an der Seite der Serben gekämpft. In der Einvernahme am 26.9.2007 gab er 
hingegen an, sein Vater sei im Jahr 1998 festgenommen und nach S. in ein Gefängnis gebracht worden. Bedroht 
worden sei der Beschwerdeführer in weiterer Folge deswegen, da "unbekannte Leute" geglaubt hätten, sein 
Vater habe auf Seiten der Serben gekämpft. In gleicher Weise wird in der Äußerung vom 18.10.2007 sowie in 
der Beschwerde lediglich ausgeführt, der Vater sei der Kollaboration "verdächtigt" und werde indirekt von den 
Bewohnern des Dorfes K. für die Ermordung zahlreicher Angehöriger durch die Serben verantwortlich gemacht. 
Dass der Vater auf Seite der Serben gekämpft habe, wurde nicht mehr erwähnt. Auch der Umstand, dass der 
Beschwerdeführer bei der ärztlichen Begutachtung am 2.8.2006 angab, im Kosovo durch Briefe mit Mord 
bedroht worden zu sein, ein solches (wesentliches) Vorbringen vor dem Bundesasylamt aber nicht erstattete, ist 
gegen die Glaubwürdigkeit des Fluchtvorbringens ins Treffen zu führen. Schließlich sind auch die vom 
Beschwerdeführer vorgelegten Schreiben nicht geeignet, um eine vom Gesagten abweichende Beurteilung des 
Fluchtvorbringens gerechtfertigt erscheinen lassen. Wie bereits im angefochtenen Bescheid ausgeführt, handelt 
es sich bei den Bestätigungen bzw. Erklärungen im Wesentlichen um solche, die von Verwandten des 
Beschwerdeführers ausgestellt wurden. Zu deren Beweiswert ist etwa darauf hinzuweisen, dass der Inhalt der 
von der Mutter und einem Onkel des Beschwerdeführers vor dem Gemeindegericht S. abgegebenen Erklärung, 
wonach der Beschwerdeführer "gegen Ende des Monats Februar des Jahres 2005 in der Heimat, Kosovo 
gewesen" sei, in einem Spannungsverhältnis zum später vorgelegten Schreiben steht, in dem zwei Onkel des 
Beschwerdeführers dessen Aufenthalt im Kosovo in der Zeit von 1.12.2004 bis 25.3.2005 bestätigen. Was aber 
die amtliche Bestätigung, die Wohnung des Beschwerdeführers in Nord-Mitrovica sei von Serben usurpiert 
worden, angeht, kann deren Echtheit dahin stehen, da der Beschwerdeführer nicht nach Nord-Mitrovica 
verwiesen wird und (wie gezeigt werden wird) seine Lebensgrundlage im Kosovo auch ohne Rückgabe dieser 
Wohnung gesichert ist . 
 

2. Rechtlich folgt: 
 

2.1.1. Gemäß § 75 Abs. 1 Asylgesetz 2005 sind "[A]lle am 31. Dezember 2005 anhängigen Verfahren [...] nach 
den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 zu Ende zu führen. § 44 AsylG 1997 gilt." 
 

Gemäß § 44 Abs. 1 AsylG 1997 idF der AsylG-Novelle 2003 sind Verfahren über Asylanträge, die bis zum 
30.4.2004 gestellt worden sind, nach den Bestimmungen des AsylG idF BG BGBl. I 126/2002 zu führen. 
 

Der Beschwerdeführer hat seinen Asylantrag am 30.3.2005 gestellt; das Verfahren ist daher nach dem AsylG idF 
BGBl. I Nr. 101/2003 zu führen. 
 

2.1.2. Gemäß § 23 Abs. 1 Asylgerichtshofgesetz (Art. 1 Asylgerichtshof-Einrichtungsgesetz BGBl. I Nr. 4/2008 
idF BGBl. I Nr. 147/2008, in der Folge: AsylGHG) ist auf Verfahren vor dem Asylgerichtshof grundsätzlich das 
AVG mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff 
"Beschwerde" tritt. Gemäß § 66 Abs. 4 AVG iVm § 23 Abs. 1 AsylGHG hat der Asylgerichtshof, sofern die 
Beschwerde nicht als unzulässig oder verspätet zurückzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. 
 

Die Zuständigkeit des Asylgerichtshofes stützt sich auf § 38 Asylgesetz 1997. Diese Bestimmung spricht zwar 
vom "unabhängigen Bundesasylsenat" und ist durch das AsylGH-EinrichtungsG nicht geändert worden; auch die 
Übergangsbestimmungen des Asylgesetzes 2005 ergeben insoweit nichts. Da jedoch gemäß Art. 151 Abs. 39 Z 1 
B-VG der unabhängige Bundesasylsenat am 1.7.2008 zum Asylgerichtshof geworden ist und dieser gemäß Art. 
151 Abs. 39 Z 4 B-VG die am 1.7.2008 beim unabhängigen Bundesasylsenat anhängigen Verfahren 
weiterzuführen hat, ist davon auszugehen, dass sich § 38 Asylgesetz 1997 nunmehr auf den Asylgerichtshof 
bezieht. Ebenso ist davon auszugehen, dass sich jene Bestimmungen des Asylgesetz 1997, die von "Berufungen" 
sprechen, nunmehr auf Beschwerden beziehen (vgl. dazu AsylGH 12.8.2008, C5 251.212-0/2008/11E). 
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2.1.3. Gemäß § 41 Abs. 7 Asylgesetz 2005 hat der Asylgerichtshof § 67d AVG mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass eine mündliche Verhandlung unterbleiben kann, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit 
der Beschwerde geklärt erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das 
Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Diese Bestimmung ist auch in Verfahren, die nach dem Asylgesetz 
1997 zu führen sind, anzuwenden (vgl. dazu ebenfalls AsylGH 12.8.2008, C5 251.212-0/2008/11E). 
 

2.2.1. Gemäß § 7 AsylG. hat die Behörde Asylwerbern auf Antrag mit Bescheid Asyl zu gewähren, wenn 
glaubhaft ist, dass ihnen im Herkunftsstaat Verfolgung (Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK) droht und keiner der in 
Art. 1 Abschnitt C oder F GFK genannten Endigungs- oder Ausschlussgründe vorliegt. Nach Art. 1 Abschnitt A 
Z 2 GFK ist Flüchtling, wer sich aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, Religion, Nationalität, 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, 
außerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, 
sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen. 
 

Zentraler Aspekt der dem § 7 AsylG zugrundeliegenden, in Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK definierten Verfolgung 
im Herkunftsstaat ist die wohlbegründete Furcht vor Verfolgung (vgl. VwGH 22.12.1999, 99/01/0334). Eine 
Furcht kann nur dann wohlbegründet sei, wenn sie im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers unter 
Berücksichtigung der Verhältnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Unter Verfolgung ist ein 
ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensität in die zu schützende persönliche Sphäre des Einzelnen zu 
verstehen. Erhebliche Intensität liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der 
Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates zu begründen (vgl. VwGH 21.9.2000, 2000/20/0241; VwGH 
14.11.1999, 99/01/0280). Die Verfolgungsgefahr steht mit der wohlbegründeten Furcht in engstem 
Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegründeten Furcht. Eine Verfolgungsgefahr ist dann 
anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maßgeblichen Wahrscheinlichkeit droht, die entfernte Möglichkeit 
einer Verfolgung genügt nicht (vgl. VwGH 19.4.2001, 99/20/0273; VwGH 22.12.1999, 99/01/0334). Relevant 
kann darüber hinaus nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; sie muss bei Bescheiderlassung vorliegen, auf 
diesen Zeitpunkt hat die der Asylentscheidung immanente Prognose abzustellen, ob der Asylwerber mit 
maßgeblicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den in Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK genannten Gründen zu 
befürchten habe (vgl. VwGH 19.10.2000, 98/20/0233; VwGH 9.3.1999, 98/01/0318). 
 

2.2.2. Ist ein Asylantrag abzuweisen, so hat die Behörde gemäß § 8 Abs. 1 AsylG von Amts wegen 
bescheidmäßig festzustellen, ob die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in den 
Herkunftsstaat nach § 57 Fremdengesetz 1997, BGBl. I Nr. 75/1997 (FrG), zulässig ist; diese Entscheidung ist 
mit der Abweisung des Asylantrages zu verbinden. 
 

§ 8 Abs. 1 AsylG verweist auf § 57 Fremdengesetz; BGBl. I Nr. 75/1997 (FrG), wonach die Zurückweisung, 
Zurückschiebung oder Abschiebung Fremder in einen Staat unzulässig ist, wenn dadurch Art. 2 EMRK, Art. 3 
EMRK oder das Protokoll Nr. 6 zur Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die 
Abschaffung der der Todesstrafe verletzt würde. 
 

Überdies ist gemäß § 57 Abs. 2 FrG die Zurückweisung oder die Zurückschiebung Fremder in einen Staat 
unzulässig, wenn stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, dass dort ihr Leben oder ihre Freiheit aus 
Gründen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder ihrer 
politischen Ansichten bedroht wäre (Art. 33 Z 1 der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. 
55/1955, in der Fassung des Protokolls über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. 78/1974). 
 

Der Prüfungsrahmen des § 57 FrG ist jedoch durch § 8 Abs. 1 AsylG auf den Herkunftsstaat des Fremden 
beschränkt. 
 

Gemäß Art. 5 § 1 des Fremdenrechtspakets BGBl. I 100/2005 ist das FrG mit Ablauf des 31.12.2005 außer Kraft 
getreten; am 1.1.2006 ist gemäß § 126 Abs. 1 Fremdenpolizeigesetz 2005 (Art. 3 BG BGBl. I 100/2005; in der 
Folge: FPG) das FPG in Kraft getreten. Gemäß § 124 Abs. 2 FPG treten, soweit in anderen Bundesgesetzen auf 
Bestimmungen des FrG verwiesen wird, an deren Stelle die entsprechenden Bestimmungen des FPG. Damit soll 
zum Ausdruck gebracht werden, dass das jeweilige andere Bundesgesetz nunmehr auf die entsprechenden 
Bestimmungen des FPG verweist. Demnach wäre die Verweisung des § 8 Abs. 1 AsylG auf § 57 FrG nunmehr 
auf die "entsprechende Bestimmung" des FPG zu beziehen, di. § 50 FPG. Ob dies wirklich der Absicht des 
Gesetzgebers entspricht - da doch Asylverfahren, die am 31.12.2005 bereits anhängig waren, nach dem AsylG 
1997 weiterzuführen sind - braucht nicht weiter untersucht zu werden, da sich die Regelungsgehalte beider 
Vorschriften (§ 57 FrG und § 50 FPG) nicht in einer Weise unterscheiden, die für den vorliegenden Fall von 
Bedeutung wäre und da sich die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, die sich - unmittelbar oder 
mittelbar - auf § 57 FrG bezieht, insoweit auch auf § 50 FPG übertragen ließe. Angemerkt sei jedoch, dass ein 
Verweis des § 8 Abs. 1 AsylG auf § 50 FPG nicht etwa jene Rechtslage herstellte, die dem Asylgesetz 2005 
entspricht; § 8 Abs. 1 Asylgesetz 2005 (der inhaltlich dem § 8 Abs. 1 AsylG entspricht) verweist nämlich nicht 



 Asylgerichtshof 23.03.2009 

www.ris.bka.gv.at  Seite 9 von 13 

auf § 50 FPG, sondern regelt den subsidiären Rechtsschutz etwas anders als § 8 Abs. 1 AsylG, er zählt auch die 
maßgeblichen Bedrohungen selbst auf, und zwar in einer Weise, die nicht wörtlich dem § 50 FPG entspricht 
(vgl. dazu den Bescheid des unabhängigen Bundesasylsenates vom 13.2.2006, Zl. 252.076/0-X/47/04). 
 

Der Verwaltungsgerichtshof hat in ständiger Rechtsprechung erkannt, dass der Antragsteller das Bestehen einer 
aktuellen, durch staatliche Stellen zumindest gebilligten Bedrohung der relevanten Rechtsgüter glaubhaft zu 
machen hat, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden betreffender, 
durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist (für viele: VwGH 26.6.1997, 
95/18/1291; 17.7.1997, 97/18/0336). Diese Mitwirkungspflicht des Antragstellers bezieht sich zumindest auf 
jene Umstände, die in der Sphäre des Asylwerbers gelegen sind, und deren Kenntnis sich die Behörde nicht von 
Amts wegen verschaffen kann (VwGH 30.9.1993, 93/18/0214). Bei der Beurteilung des Vorliegens einer 
Gefährdung im Sinn des § 57 Abs. 1 und 2 FrG ist die konkrete Einzelsituation in ihrer Gesamtheit, 
gegebenenfalls vor dem Hintergrund der allgemeinen Verhältnisse, in Form einer Prognose für den gedachten 
Fall der Abschiebung des Antragstellers in diesen Staat zu beurteilen. Für diese Beurteilung ist nicht 
unmaßgeblich, ob etwa allenfalls gehäufte Verstöße der in § 57 Abs. 1 FrG umschriebenen Art durch den 
genannten Staat bekannt geworden sind (vgl. VwGH 25.1.2001, 2001/20/0011). 
 

Herrscht in einem Staat eine extreme Gefahrenlage, durch die praktisch jeder, der in diesen Staat abgeschoben 
wird - auch ohne einer bestimmten Bevölkerungsgruppe oder Bürgerkriegspartei anzugehören -, der konkreten 
Gefahr einer Verletzung der durch Art. 3 MRK gewährleisteten (oder anderer in § 8 Abs. 1 AsylG erwähnter) 
Rechte ausgesetzt wäre, so kann dies der Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen (VwSlg. 
15.437 A/2000; VwGH 25.11.1999, 99/20/0465; 8.6.2000, 99/20/0203; 8.6.2000, 99/20/0586; 

21.9.2000, 99/20/0373; 25.1.2001, 2000/20/0367; 25.1.2001, 2000/20/0438; 25.1.2001, 2000/20/0480; 
21.6.2001, 99/20/0460; 

16.4.2002, 2000/20/0131; vgl. dazu überdies EUGH 17.2.2009, Elgafaji, C-465/07, Slg. 2009, I-0000, Randnr. 
45, wonach eine Bedrohung iSd Art. 15 lit. c der Richtline 2004/83/EG des Rates vom 29.4.2004 [StatusRL] 
auch dann vorliegt, wenn der einen bestehenden bewaffneten Konflikt kennzeichnende Grad willkürlicher 
Gewalt ein so hohes Niveau erreicht, dass stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, dass eine Zivilperson 
bei einer Rückkehr in das betreffende Land oder gegebenenfalls in die betroffene Region allein durch ihre 
Anwesenheit im Gebiet dieses Landes oder dieser Region tatsächlich Gefahr liefe, einer solchen Bedrohung 
ausgesetzt zu sein). Die bloße Möglichkeit einer dem Art. 3 MRK widersprechenden Behandlung in jenem Staat, 
in den ein Fremder abgeschoben wird, genügt nicht, um seine Abschiebung in diesen Staat (unter dem 
Gesichtspunkt des § 57 FrG, dies ist nun auf § 8 Abs. 1 AsylG zu übertragen) als unzulässig erscheinen zu 
lassen; vielmehr müssen konkrete Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass gerade der Betroffene einer derartigen 
Gefahr ausgesetzt sein würde (VwGH 27.2.2001, 98/21/0427; 20.6.2002, 2002/18/0028). 
 

2.3.1. Zur Abweisung des Asylantrages ist zunächst auszuführen, dass - wie oben dargelegt - das Vorbringen des 
Beschwerdeführers zu seinen Fluchtgründen unglaubwürdig ist. Selbst bei hypothetischer Zugrundelegung 
dieses Vorbringens würde sich jedoch am Ergebnis insofern nichts ändern, als vor dem Hintergrund der im 
angefochtenen Bescheid zur staatlichen Schutzfähigkeit und -willigkeit getroffenen Feststellungen der Ansicht 
des Bundesasylamtes beizupflichten ist, wonach nicht angenommen werden kann, dass dem Beschwerdeführer 
gegen eine derartige Verfolgung hinreichender staatlicher Schutz verweigert würde (vgl. neben den im 
angefochtenen Bescheid zitierten Berichten zur Schutzfähigkeit der kosovarischen Behörden überdies den 
Bericht des [brit.] Home Office, Operational Guidance Note Kosovo, 22.7.2008, demzufolge für alle ethnischen 
Albaner, auch solchen in Gebieten, wo sie eine Minderheit bilden, hinlänglicher Schutz durch UNMIK/KPS 
verfügbar ist, UNMIK/KPS willens und auch in der Lage sind, denjenigen, die Verfolgung befürchten, Schutz zu 
gewähren und diese einen rechtlichen Mechanismus zur Ermittlung, Strafverfolgung und Bestrafung von 
Verfolgungsmaßnahmen sicherstellen, sowie die Anfragebeantwortung des österreichischen 
Verbindungsbeamten im Kosovo vom 9.1.2009, Zl. 416/08, wonach es keine Informationen über konkrete 
Vorfälle gebe, in denen die Polizei bzw. die Sicherheitsbehörden bei Anzeigen gegenüber Privaten keinen 
Schutz bieten; siehe ferner auch das Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 13.11.2008, 2006/01/0191, in 
dem er grundsätzlich von der Schutzfähigkeit der im Kosovo stationierten Kräfte ausgeht). Dabei ist zunächst 
festzuhalten, dass sich die Situation von Personen, die Übergriffe organisierter Kriminalität zu befürchten haben, 
nicht mit der des Beschwerdeführers vergleichen lässt, der eine Gefährdung durch die Bewohner seines 
Heimatdorfes behauptet. Soweit in der Beschwerde (wie schon vor dem Bundesasylamt) aber vorgebracht wird, 
dass die Sicherheit der körperlichen Integrität des Beschwerdeführers im Kosovo durch präventive Maßnahmen 
nicht gewährleistet sei und Maßnahmen zur Ausforschung, Anklage und Bestrafung der Täter erst nachträglich 
erfolgen könnten bzw. die Durchsetzung der Strafverfolgung überhaupt unzureichend sei, ist darauf hinzuweisen, 
dass sich auch den Beschwerdeausführungen nicht entnehmen lässt, dass die behaupteten Mängel im 
kosovarischen Rechts- bzw. Justizsystem so gravierend wären, dass ein Schutzersuchen an die Behörden von 
Haus aus erfolglos erschiene. In Zusammenhang mit dem zuvor zur staatlichen Schutzfähigkeit bzw. -willigkeit 
Gesagten kann somit nicht angenommen werden, dass ein (vom Beschwerdeführer unterlassenes) 
Schutzersuchen an die Behörden seines Herkunftsstaates offensichtlich aussichtslos erscheinen würde und ihm 
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ein solcher Versuch daher nicht zuzumuten wäre (vgl. dazu etwa VwGH 11.6.2002, 98/01/0394). Anzumerken 
ist in diesem Zusammenhang schließlich noch, dass ein lückenloser Schutz vor privater Verfolgung naturgemäß 
nicht gewährleistet werden kann, weshalb dem Fehlen eines solchen keine Asylrelevanz zukommt (vgl. dazu 
VwGH 4.5.2000, 99/20/0177). Davon abgesehen wäre es dem Beschwerdeführer nach Ansicht des 
Asylgerichtshofes möglich, sich der behaupteten von den Bewohner des Heimatortes des Beschwerdeführers 
ausgegehenden und somit lokal begrenzten Gefährdungssituation dadurch zu entziehen, dass er sich in einen von 
seinem Heimatdort entfernter gelegenen Teil des Kosovos, etwa nach Prizren oder Gjilan begibt (vgl. dazu etwa 
den Bericht des [dt]. Auswärtigen Amtes über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Serbien [Kosovo] 
vom 29.11.2007, 14, wonach eine Übersiedlung in andere Teile des Kosovos jederzeit möglich ist): In der 
Beschwerde wird gegen das Vorliegen einer innerstaatlichen Fluchtalternative ins Treffen geführt, dass im 
gesamten Kosovo die Gefahr bestehe, von den Dorfbewohnern entdeckt zu werden, und einer Relokation 
überdies "schwerwiegende existentielle Gründe" entgegenstehen würden. Ersterem ist allerdings 
entgegenzuhalten, dass eine landesweite Bedrohungssituation nicht plausibel erscheint; dies nicht zuletzt auch 
deshalb, da nicht nachvollziehbar ist, dass die Bewohner des Heimatdorfes an der Person des Beschwerdeführers 
wegen der dem Vater unterstellten Teilnahme am Krieg beinahe zehn Jahre nach Ende des bewaffneten 
Auseinandersetzungen ein derart starkes Interesse hätten, dass sie danach trachteten, ihn auch in entfernteren 
Teilen des Kosovo aufzuspüren und (durch Begehung von strafbaren Handlungen) in seiner körperlichen 
Integrität zu beeinträchtigen. Was aber die Behauptung anlangt, eine derartige innerstaatliche Relokation sei dem 
Beschwerdeführer nicht zumutbar, so ist dazu zunächst zu sagen, dass es sich bei dem 0000 geborenen 
Beschwerdeführer um einen jungen, arbeitsfähigen Mann handelt (siehe auch S 8 der Beschwerdeschrift), der 
auch in Österreich über eine noch bis zum 00.00.2009 gültige Beschäftigungsbewilligung verfügt. Es ist daher 
durchaus davon auszugehen, dass der Beschwerdeführer auch im Kosovo seine Existenz aus eigener Kraft zu 
sichern vermag. Selbst wenn dies allerdings nicht der Fall sein sollte, besteht den Feststellungen im 
angefochtenen Bescheid zufolge die Möglichkeit der Erlangung von Sozialhilfe. Die diesbezüglichen 
Feststellungen sind entgegen dem Beschwerdevorbringen auch keineswegs widersprüchlich, insbesondere da 
sich die Anfragebeantwortung des Verbindungsbeamten vom 14.2.2007 auf die Frage der staatlichen 
Unterstützungsleistungen für Frauen bezieht (vgl. zur Sozialhilfe überdies den Bericht des [dt.] Auswärtigen 
Amtes über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Republik Kosovo vom 2.2.2009, 19). Wie im 
angefochtenen Bescheid festgehalten besteht darüber hinaus die Möglichkeit nötigenfalls die Hilfe von 
Hilfsorganisationen in Anspruch zu nehmen (vgl. dazu neben den Feststellungen im angefochtenen Bescheid 
auch die Auskunft des Spezialattaché im Kosovo, Mag. Wolfgang Hochmüller, vom 12.11.2007, Zl. 536/07, 
wonach sich selbst im Fall der Nichtunterstützung durch die Familie "im Kosovo nach wie vor einzelne 
internationale und humanitäre Organisationen (,Mutter Theresa', Rotes Kreuz, Caritas ...) [finden], die 
humanitäre Hilfe ermöglichen" bzw. im Kosovo zahlreiche NGO¿s tätig sind, an die man sich bei auftretenden 
Problemen welcher Art auch immer wenden kann). Sofern in der Beschwerde schließlich vorgebracht wird, dass 
durch die Unabhängigkeitsbestrebungen des Kosovos mit einer Zuspitzung der ethnischen Spannungen und einer 
neuerlichen Gefährdung der Sicherheitssituation zu rechnen sei, sei gesagt, dass sich diese Befürchtung nicht 
bewahrheitet hat (vgl. etwa den Kosovo - Bericht von Obstlt. Andreas Pichler, Verbindungsbeamter des BMI, 
vom 29.9.2008, 46f). 
 

2.3.2.1. Zur Refoulement-Entscheidung ist Folgendes festzuhalten: 

Wie bereits oben ausgeführt, bestehen keine stichhaltigen Gründe für die Annahme, dass das Leben oder die 
Freiheit des Beschwerdeführers aus Gründen seiner Rasse, seiner Religion, seiner Nationalität, seiner 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder seiner politischen Ansichten bedroht wäre; daher liegt 
kein Fall des § 57 Abs. 2 FrG vor. Zu prüfen bleibt, ob es begründete Anhaltspunkte dafür gibt, dass durch die 
Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Beschwerdeführers in seinen Herkunftsstaat Art. 2 oder 
3 EMRK oder das Protokoll Nr. 6 zur EMRK verletzt würde. Dazu ist zunächst festzuhalten, dass - wie oben 
unter Punkt. 2.3.1. ausgeführt - nicht angenommen werden kann, dass der Beschwerdeführer im Kosovo 
Übergriffen ausgesetzt wäre, gegen die er keinen effektiven behördlichen Schutz erhalten könnte oder dem er 
sich nicht durch eine zumutbare Relokation in andere Teile des Kosovo entziehen könnte. Auch besteht im 
Kosovo nicht eine solch extreme Gefährdungslage, dass gleichsam jeder, der dorthin zurückkehrt, einer 
Gefährdung im Sinne der Art. 2 und 3 EMRK ausgesetzt wäre; ebenso wenig liegt eine Bedrohungssituation iSd 
Art. 15 lit. c StatusRL vor (vgl. dazu das bereits zitierte Urteil des EUGH vom 17.2.2009, Elgafaji, C-465/07, 
Slg. 2009, I-0000, Randnr. 41, wonach es Sache der Gerichte der Mitgliedsstaaten ist, sich um eine Auslegung 
des nationalen Rechts zu bemühen, die in Einklang mit der genannten Richtlinie steht). Der Beschwerdeführer 
hat auch keinen auf seine Person bezogenen "außergewöhnlichen Umstand" glaubhaft machen können, der ein 
Abschiebungshindernis bilden könnte. Angesichts des oben unter Punkt 2.3.1. (insbesondere zur Zumutbarkeit 
einer innerstaatlichen Relokationsmöglichkeit) Ausgeführten kann auch nicht gesagt werden, dass der 
Beschwerdeführer - der nach seinen Angaben über ca. 15 im Kosovo lebende Familienangehörige, etwa seine 
Mutter, Geschwister, und Onkel, und somit über Anknüpfungspunke im Herkunftsstaat verfügt - nach einer 
Rückkehr in den Kosovo in seiner Lebensgrundlage gefährdet wäre. Überdies ist auf die Rechtsprechung des 
Verwaltungsgerichtshofes hinzuweisen, wonach sich aus schlechten Lebensbedingungen keine Gefährdung bzw. 
Bedrohung im Sinne des § 57 FrG ergibt (vgl. etwa VwGH 30.1.2001, 2001/01/0021). 
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2.3.2.2. Wie sich aus dem schlüssig begründeten und nachvollziehbaren psychiatrischen Gutachten Dr. B.L. , 
vom 12.12.2007 ergibt, leidet der Beschwerdeführer an einer Anpassungsstörung mit leichtgradiger depressiver 
Symptomatik. In der Begründung dieses Gutachtens ist in einer den Anforderung an ein Gutachten 
entsprechenden und somit nachvollziehbaren Weise (vgl. VwGH vom 17.2.2004, 2002/06/0151) dargelegt, 
warum der vorangegangenen Diagnose von Dr. A.A. vom 2.8.2006, wonach der Beschwerdeführer an einer 
posttraumatischen Belastungsstörung leide, nicht zu folgen ist: So sei die im Attest beschriebene Symptomatik 
weder anamnestisch noch aktuell reproduzierbar bzw. würden sich die für eine posttraumatische 
Belastungsstörung spezifischen Symptome wie Intrusionen, Hyperarousal und Vermeidungsverhalten weder 
anamnestisch noch aktuell finden. Gegen eine solche Diagnose spreche ferner auch eine Besserung ohne jegliche 
Therapie. Aus Sicht des Asylgerichtshofes bestehen keine Gründe, die inhaltliche Richtigkeit dieses Gutachtens 
in Zweifel zu ziehen. Derartige Gründe werden auch in der Beschwerde nicht aufgezeigt, wo im Wesentlichen 
lediglich ausgeführt wird, dass aufgrund der Divergenzen zwischen den Diagnosen die Einholung der 
Fachmeinung eines dritten Gutachters erforderlich sei: Diesem Vorbringen kann allerdings bereits deswegen 
nicht gefolgt werden, da durch die Einbeziehung der sachverständigen Äußerung vom 2.8.2006 in das Gutachten 
und die dazu getätigten nachvollziehbaren Ausführungen keine Divergenzen, welche die Erstellung eines 
weiteren fachärztlichen Gutachtens erforderlich machen würden, ersichtlich sind. Des Weiteren sei in diesem 
Zusammenhang angemerkt, dass die Ausführungen von Dr. A.A. zum Gesundheitszustand des 
Beschwerdeführers nicht nur in ihrem Umfang hinter jenen von Dr. B.L. zurück bleiben, sondern auch einer 
nachvollziehbaren Begründung, woraus sich die festgehaltene Diagnose im Konkreten ergibt, entbehren. Sofern 
der Beschwerdeführer weiters ausgeführt, dass die von Dr. B.L. für die Befundung aufgewandte Zeit von 30 
Minuten nicht ausreiche, um eine Traumatisierung festzustellen, ist festzuhalten, dass dieses Vorbringen weder 
durch nähere Anhaltspunkte im konkreten Fall noch allgemein durch ausreichend seriöse Quellen begründet 
wurde. 
 

Davon abgesehen kann jedoch nicht gesagt werden, dass die beim Beschwerdeführer vorliegenden psychischen 
Beschwerden selbst in den unterschiedlich diagnostizierten Konstellationen von jener besonderen Schwere 
wären, die nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (EGMR) vorliegen 
muss, um die Außerlandesschaffung eines Fremden in dieser Hinsicht als in Widerspruch zu Art. 3 EMRK 
stehend erscheinen lassen: Aus der jüngeren Judikatur des EGMR ergibt sich, dass selbst schwerwiegende 
psychischen Erkrankungen nur in Ausnahmefällen geeignet sind, eine Außerlandesschaffung im Lichte des Art. 
3 EMRK unzulässig erscheinen zu lassen. In diesem Zusammenhang ist auf eine Reihe von Entscheidungen zu 
verweisen, in denen bisher keine derart außergewöhnlichen Umstände, die mit einer tödlichen Krankheit im 
Endstadium [AIDS] ohne Aussicht auf medizinische Behandlung oder familiäre Unterstützung im Herkunftsstaat 
(EGMR, 2.5.1997, D. gegen Vereinigtes Königreich, Nr. 146/1996/767/964) vergleichbar wären, angenommen 
wurden (vgl. EGMR 10.11.2005, Paramasothy gegen die Niederlande, Nr. 14492/03 [Erkrankung an 
Posttraumatischem Stresssyndrom], EGMR 10.11.2005, Ramadan gegen die Niederlande, Nr. 35989/03 
[Erkrankung an Depression, teils mit psychotischer Charakteristik], EGMR 22.9.2005, Kaldik gegen 
Deutschland, Nr. 28526 [Erkrankung an Posttraumatischem Stresssyndrom mit Selbstmordgefahr], EGMR 
31.5.2005, Ovdienko gegen Finnland, Nr. 1383/04 [Erkrankung an schwerer Depression mit Selbstmordgefahr], 
EGMR 29.6.2004, Salkic gegen Schweden, Nr. 7702/04 [psychische Beeinträchtigungen bzw. Erkrankungen], 
EGMR 6.2.2001, Bensaid gegen Vereinigtes Königreich, Nr. 44599/98 [Erkrankung an Schizophrenie]). 
Überdies ist auf die Entscheidung im Fall Bensaid gegen Vereinigtes Königreich, Nr. 44599/98, § 38, ECHR 
2001-I, zu verweisen, wo die Abschiebung einer an Schizophrenie leidenden Person nach Algerien für zulässig 
erklärt wurde. Im Lichte dieser Judikatur können auch im Fall des Beschwerdeführers keine derart 
außergewöhnlichen Umstände erkannt werden. Was die Behandelbarkeit der Erkrankung des Beschwerdeführers 
im Kosovo angeht, ist zunächst festzuhalten, dass der Beschwerdeführer in Österreich keine medizinische 
Betreuung in Anspruch nimmt. Darüber hinaus bestehen den im angefochtenen Bescheid getroffenen, in der 
Beschwerde nicht substantiiert gerügten, Feststellungen zufolge Einrichtungen zur Behandlung psychischer 
Erkrankungen inklusive posttraumatischer Belastungsstörungen (vgl. zur grundsätzlichen 
Behandlungsmöglichkeit einer posttraumatischen Belastungsstörung im Kosovo auch den bereits erwähnten 
Bericht des [dt.] Auswärtigen Amtes vom 2.2.2009, 25f; vgl. weiters auch die Beantwortung des 
Erhebungsersuchens durch den Verbindungsbeamten im Kosovo vom 15.7.2008, wonach [unter anderem] eine 
Anpassungsstörung mit längerdauernder depressiver Reaktion behandelbar sei). Dabei ist auch auf das 
Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 6.3.2008, B 2400/07, hinzuweisen, in dem - unter Bezugnahme 
auf die Judikatur des EGMR - festgehalten wird, dass kein Fremder das Recht hat, in einem fremden 
Aufenthaltsstaat zu verbleiben, bloß um dort medizinisch behandelt zu werden, und es unerheblich ist, ob die 
Behandlung im Zielland nicht gleichwertig, schwerer zugänglich oder kostenintensiver ist, solange nur eine 
grundsätzliche Behandlungsmöglichkeit besteht. 
 

2.3.2.3. Die Rückverbringung des Beschwerdeführers war jedoch auf seinen nunmehrigen Herkunftsstaat und 
somit auf die Republik Kosovo einzuschränken. 
 

2.4.1. Gemäß § 8 Abs. 2 AsylG hat die Behörde dann, wenn ein Asylantrag abzuweisen ist und wenn die 
Überprüfung gemäß § 8 Abs. 1 AsylG ergeben hat, dass die Zurückweisung, Zurückschiebung oder 
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Abschiebung des Fremden in den Herkunftsstaat zulässig ist, diesen Bescheid mit der Ausweisung zu verbinden. 
Der Gesetzgeber beabsichtigt durch die zwingend vorgesehen Ausweisung von Asylwerbern eine über die Dauer 
des Asylverfahrens hinausgehende Aufenthaltsverfestigung im Inland von Personen, die sich bisher bloß auf 
Grund ihrer Asylantragstellung im Inland aufhalten durften, zu verhindern (VfGH 17.03.2005, G 78/04 ua.). Bei 
einer Ausweisungsentscheidung nach § 8 Abs. 2 AsylG ist auf Art. 8 EMRK Bedacht zu nehmen (VfGH 
15.10.2004, G 237/03 ua., VfGH 17.03.2005, G 78/04 ua.). Gemäß Art. 8 Abs. 1 EMRK hat jedermann 
Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner Wohnung und seines Briefverkehrs. Gemäß 
Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer öffentlichen Behörde in die Ausübung dieses Rechts nur statthaft, 
insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine Maßnahme darstellt, die in einer demokratischen 
Gesellschaft für die nationale Sicherheit, die öffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl des 
Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der 
Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist. 
 

Zu den in der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (EGMR) zu Art. 8 EMRK 
entwickelten Grundsätzen zählt unter anderem auch, dass das durch Art. 8 EMRK gewährleistete Recht auf 
Achtung des Familienlebens, das Vorhandensein einer "Familie" voraussetzt. Der Begriff des "Familienlebens" 
in Art. 8 EMRK umfasst nicht nur die Kleinfamilie von Eltern und (minderjährigen) Kindern und Ehegatten, 
sondern auch entferntere verwandtschaftliche Beziehungen, sofern diese Beziehungen eine gewisse Intensität 
erreichen. Als Kriterien hiefür kommen etwa das Vorliegen eines gemeinsamen Haushaltes oder die Gewährung 
von Unterhaltsleistungen in Betracht. In der bisherigen Spruchpraxis der Straßburger Instanzen wurden als unter 
dem Blickwinkel des Art. 8 EMRK zu schützende Beziehungen bereits solche zwischen Enkel und Großeltern 
(EGMR 13.6.1979, Marckx, EuGRZ 1979, 458; s. auch EKMR 7.12.1981, B 9071/80, X-Schweiz, EuGRZ 
1983, 19), zwischen Geschwistern (EKMR 14.3.1980, B 8986/80, EuGRZ 1982, 311) und zwischen Onkel bzw. 
Tante und Neffen bzw. Nichten (EKMR 19.7.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.2.1979, 7912/77, 
EuGRZ 1981/118; EKMR 5.7.1979, B 8353/78, EuGRZ 1981, 120) anerkannt, sofern eine gewisse 
Beziehungsintensität vorliegt (vgl. Baumgartner, ÖJZ 1998, 761; Rosenmayer, ZfV 1988, 1). Das Kriterium 
einer gewissen Beziehungsintensität wurde von der Kommission auch für die Beziehung zwischen Eltern und 
erwachsenen Kindern gefordert (EKMR 6.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 215). Ob außerhalb des Bereiches 
des insbesondere zwischen Ehegatten und ihren minderjährigen Kindern ipso iure zu bejahenden Familienlebens 
im Sinne des Art. 8 EMRK ein Familienleben vorliegt, hängt nach der ständigen Rechtsprechung des EGMR 
jeweils von den konkreten Umständen ab, wobei für die Prüfung einer hinreichend stark ausgeprägten 
persönlichen Nahebeziehung ("the real existence in practice of close personal ties") neben einem über die 
normalen gefühlsmäßigen Beziehungen hinausgehenden "Abhängigkeitsverhältnis" gegebenenfalls auch die 
Intensität und Dauer des Zusammenlebens von Bedeutung sein kann (vgl VwGH vom 26.01.2006, Zl. 
2002/20/0423). 
 

2.4.2. Zunächst kann nicht angenommen werden, dass eine Ausweisung des Beschwerdeführers in sein durch 
Art. 8 EMRK geschütztes Recht auf Familienleben eingreifen würde: Der Beschwerdeführer wurde im Kosovo 
geboren und ist dort aufgewachsen. In seiner Heimat leben ca. 15 Verwandte, darunter seine Mutter, Geschwister 
und Onkel. In Österreich halten sich seinem Vorbringen zufolge zwei Onkel auf, mit denen er zwar öfters 
telefoniere, die er aber selten sehe. Ein berücksichtigenswertes Naheverhältnis zu diesen ist somit nicht 
ersichtlich und wurde (auch in der Beschwerde) nicht behauptet. Sofern der Beschwerdeführer überdies 
vorbrachte, seit Anfang 2007 über eine Lebensgefährtin im Bundesgebiet zu verfügen, ist festzuhalten, dass die 
Beschwerde den Ausführungen des Bundesasylamtes im angefochtenen Bescheid, wonach die vom 
Beschwerdeführer als Lebensgefährtin Bezeichnete in ihrer Einvernahme vor dem Bundesasylamt keinen 
Lebensgefährten genannt habe, nicht entgegengetreten ist. 
 

2.4.3. Was eine allfällige Verletzung des Beschwerdeführers in seinem Recht auf Privatleben angeht, ist 
zunächst darauf hinzuweisen, dass beim Topos des Privatlebens die zeitliche Komponente eine zentrale Rolle 
spielt, da - abseits familiärer Umstände - eine von Art. 8 EMRK geschützte Integration erst nach einigen Jahren 
im Aufenthaltsstaat anzunehmen ist (vgl. Thym, EuGRZ 2006, 541). Ausgehend davon, dass bei Fremden, die 
sich kürzer als fünf Jahre in Österreich aufhalten, auf Grund der nicht sehr langen Dauer bei Fehlen besonderer 
Gründe regelmäßig angenommen werden muss, dass noch keine hinreichende Verfestigung stattgefunden hat 
(vgl. Heißl, ZfV 2008/1145, 619, unter Hinweis auf VwGH 14.6.2007, 2007/18/0278 und 11.12.2007, 
2007/18/0844), trifft Derartiges auch auf den Beschwerdeführer zu, der am 28.3.2005 nach Österreich eingereist 
ist. Dass in der Unbescholtenheit des Beschwerdeführers (vgl. Strafregisterauszug vom 2.3.2009) und dem 
Umstand, dass er seit 00.00.2008 über eine bis 00.00.2009 befristete Beschäftigungsbewilligung zukommt, 
besondere Gründe im oben angeführten Sinne wären, kann nach Ansicht des Asylgerichtshofes nicht gesagt 
werden. 
 

2.4.4. Sollte aber - entgegen der Ansicht des Asylgerichtshofes - davon auszugehen sein, dass die Ausweisung 
des Beschwerdeführers in die durch Art. 8 Abs. 1 EMRK geschützten Rechtsgüter eingreift, wäre ein solcher 
Eingriff jedenfalls insofern iSd Art. 8 Abs. 2 EMRK gerechtfertigt, als das öffentliche Interesse an der 
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Aufenthaltsbeendigung das Interesse des Beschwerdeführers an einem weiteren Verbleib in Österreich 
überwiegt: Dabei erscheint insbesondere hervorhebenswert, dass der Beschwerdeführer die Beziehung zu jener 
Frau, die er als seine Lebensgefährtin bezeichnet, zu einem Zeitpunkt eingegangen wäre, als er sich bloß 
aufgrund seiner Asylantragstellung in Österreich aufhalten durfte und sich seines unsicheren Aufenthaltsstatus 
bewusst sein musste; er konnte keinesfalls damit rechnen, auch weiterhin (rechtmäßig) in Österreich zu 
verbleiben (vgl. auch Chvosta, ÖJZ 2007/74, 857, unter Hinweis auf VfSlg 17.516/2005 sowie EGMR 
11.4.2006, USEINOV v Niederlande, Rs 61.292/00). Überhaupt ist zu bemerken, dass sich der 
Beschwerdeführer in Österreich nur auf Grund eines Asylantrages aufhalten durfte, der zu keinem Zeitpunkt 
berechtigt war (vgl. mit ähnlichen Überlegungen etwa VwGH 13.1.1994, 93/18/0585, zu § 17 Abs. 1 FrG 1992, 
wonach es den Interessen der öffentlichen Ordnung grob zuwiderlaufen würde, wenn man Fremden, die ohne 
Sichtvermerk und unter Umgehung der Grenzkontrolle in das Bundesgebiet eingereist sind und hier während der 
Anhängigkeit eines Asylverfahrens eine Lebensgemeinschaft eingegangen sind, gestatten würde, im 
Bundesgebiet zu verbleiben; vgl. weiters zu § 33 Abs. 1 FrG zB VwGH 20.2.2004, 2003/18/0347; 26.2.2004, 
2004/21/0027; 27.4.2004, 2000/18/0257; sowie EGMR 8.4.2008, NNYANZI v Vereinigtes Königreich, Rs 
21878/06, wonach ein vom Fremden in einem Zeitraum, in dem er sich bloß aufgrund eines Asylantrages im 
Aufnahmestaat aufhalten darf, begründetes Privatleben per se nicht geeignet ist, die Unverhältnismäßigkeit des 
Eingriffes zu begründen). 
 

2.4.5. Der Beschwerdeführer war jedoch in seinen nunmehrigen Herkunftsstaat als Zielstaat und daher in den 
Kosovo auszuweisen. 
 

3. Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. Von der Durchführung einer öffentlichen Verhandlung konnte 
gemäß § 41 Abs. 7 Asylgesetz 2005 abgesehen werden. 


